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Amtlicher Teil .
Gefährdung der badischen Frühobst¬

versorgung .
** In den Kreisen der Obsthändler und Obsterzeuger wird

gegenwärtig die nachstehende Flugschrift verbreitet :

„DerHandelmitFrühobst istfrei .
Bekanntlich hat die badische Regierung in diesem Jahre nur
das Beerenobst , Pfirsiche , Aprikosen und Mirabellen freige¬
geben , dagegen die Kirschen und das sonstigst Steinobst , die
Frühäpfel und Frühbirnen erneut unter die Zwangswirt¬
schaft gestellt . Aus eine diesbezügliche Rückfrage beim
Reichsernährungsminister ist heute folgende Antwort einge¬
troffen , die wegen ihres allgemeinen Interesses weiteste
Perbr ^ tung verdient .

Berlin IV 8, 3 . Juni 1919 .
„An Herrn G . Obermaier

Trockenanlage für Gemüse und Obst
Freiburg i . Br .

Der , Handel mit Frühobst ist freigegeben . Falls in
Baden der Frühobsthandel durch Verordnung einge¬
schränkt sein sollte , würde dies den von mir gegebenen
Anordnungen zuwiderlaufen . Falls auf Grund ört¬
licher Verhältnisse zur Behebung eines Notstandes eine
Regelung des Frühobsthandels erforderlich sein sollte ,
wird dies nach einheitlichen Gesichtspunkten durch die
Reichsstelle für Obst und Gemüse auf Grund der ihr
zustehenden Befugnisse durchgeführt werden . Ich habe
die Reichsstelle für Obst und Gemüse von Ihrer Ein -

,abe verständigt und sie ersucht , in eigener Zuständig¬
st die etwa erforderlichen Schritte einzuleiten .

In Vertretung :
Unterschrift unleserlich ."

Es find also sämtliche Maßnahmen der bad . Regierung
ungültig . Jedermann kann bei Jedermann jede Menge
jeden Frühobstes kaufen und mit jedem Transportmittel an
jeden Punkt des deutschen Reiches bringen . Nur die Reichs ,
stelle kann Beschränkungen einsühren , die badische Regie¬
rung oder deren Organe nicht .

Jedermann , der von einer Behinderung des freien Han¬
dels durch Gendarmen , sog . amtl . Aufkäufer , Bahn - oder
Poststellen usw . hört , melde den Fall sofort an obige Firma ,
die denselben unverzüglich an den Rerchsernährungsminister
weiterleitet .

Um weiteste Verbreitung durch Abdruck in allen Blättern
Badens wird gebeten , damit die Bürger sehen , wie es die
von ihnen gewählte Regierung treibt , die ihre Treue zum
Reiche bei jeder Gelegenheit eifrig betont . G . O .

"

Hierzu ist zu bemerken : Die badische Regierung hat be¬

kanntlich im Einverständnis mit dem Ernährungsbeirat des

Modischen Landtags beschlossen, daß für das gesamte Beeren -

pbst, wie Erdbeeren - Garten - und wildwachsende Beeren

Innerhalb Badens keinerlei Ankaufs -, Absatz - und Verkehrs -

jbeschrär kungen bestehen , dagegen das üoxige Frühobst , ins¬

besondere Kirschen , Pflaumen , Reineclauden , Mirabellen , Früh¬

zwetschgen , Frühbirnen und Frühäpfel nur an die Geschäfts¬
stelle der badischen Obstversorgung abgeietzt werden darf . Die

Ausfuhr von bewirtschaftetem , wie von nicht bewirtschaftetem
Frühobst darf nur durch die Geschäftsstelle der badischen Obst -

Versorgung entsprechend der Weisung der Verwaltungsabtei -

jlung erfolgen .

Dieser Beschluß wurde gefaßt mit Rücksicht auf die Gefahr ,
haß bei der gänzlichen Freigabe des Verkaufes des Frühobstes
durch die Erzeuger und die Händler fast das gesamt » bei uns
« yeugte Obst aus dem Lande geführt werden würde . Der
jbadischen Bevölkerung entginge dadurch fast völlig das im

eigenen Lande gebaute Obst ; dieses käme in der Hauptsache
tu die Hände besonders zahlungsfähiger Kreise und Schichten ,
hie außerhalb Badens ihren Wohnsitz haben . Die Herbeifüh -

vmg solcher Zustände glaubt die Regierung nicht verantworten
Au können ; man wird ihr mit Recht den Vorwurf machen ,
pe vernachlässige die Ausgaben , welche ihr aus der heutigen
schwierigen Ernährungslage der badischen Bevölkerung er¬
warten . Die politischen Konsequenzen eines sol¬
len Verhaltens brauchen nur angedeutet zu werden .

Wenn in der Flugschrift nun verwiesen ist auf die Äuße -

hung des Reichsernährungsministeriums , so sei hierzu erklärt ,
haß die badische Regierung die schon erwähnten Beschlüsse dem
MeichSernährungsMinisterium und der Reichsstelle für Gemüse
Msd Obst am 4. Mai d. I . in ihrer vollen Tragweite über¬
mittelt hat . Eine Antwort oder ein Widerspruch gegen die
badischen Anordnungen , die sich auf die Bundesratsberord -

nung vom 25 . September 1915 über die Einrichtung von
jpreisprüsungsstellen und die Versorgungsregelung in der

Krffung vom 4 . November 1915 stützen , ist nicht erfolgt ; sie
bestehen zu Recht und es ist in keiner Weis « zulässig , aus dem
Zirkular des Herrn G . Obermaier die Schlußfolgerung zu
ziehen , daß nunmehr die Maßnahmen der badischen Regie¬

rung auf dem Gebiete der Obstversorgung ungültig seien .
Ebensowenig ist es zulässig , daß künftig jedermann Obst an¬
kaufen und außerhalb des Landes Baden verbringen lassen
kann . Die badische Regierung wird gegen solche Versuche mit
allen gesetzlich zulässigen Mitteln Vorgehen .

Baubeginn und Genebmlgung des Bau¬
kostenzuschusses .

** Es wurde wahrgenommen , daß manche Bauherren mit
dem Bau beginnen , noch ehe sie ein Gesuch um Gewährung
von Baukostenzuschüssen eingereicht haben , oder ehe auf ihr
Gesuch eine Entschließung ergangen ist . Wenn auch in sol-
chen Fällen in der Regel wohl dringende Gründe für als¬
baldige Aufnahme der Bauarbeiten vorliegen dürsten , und
es an sich auch durchaus erwünscht erscheint , daß so rasch wie
möglich mit dem Bau begonnen wird , so muß doch auf die
große Gefahr aufmerksam gemacht werden , die dem Bauherrn
daraus erwachsen kann - daß ihm schließlich der beantragte
Baukostenzuschuß versagt wird . Es wird sich des -
halb crnpfehlen , wr -' n ch- ngende Gründe ein Abwarten der
Entscheidung über die Gewährung der Baukostenzuschüsse nicht
zulassen , auch mit einem baupolizeilich genehmigten Bau nur
dann zu beginnen , wenn kein Zweifel besteht , daß -die Vor -
aussetzungen für die Gewährung von Bau -
k o st e n z u s ch ü s.s e n gegeben , daß insbesondere auch die
Baupläne nach Grundriß und Aufbau Befriedigendes ver¬
sprechen , und schließlich auch, daß die erforderlichen Mittel für
die Zuschüsse verfügbar sind . Vor der Annahme , das Mini¬
sterium werde angefangenen Bauten gegenüber
eine mildere Beurteilung eintreten lassen und sich
im Hinblick auf die dem Bauherrn aus der Ablehnung er¬
wachsenden Nachteile eher zur Gewährung von Baukosten -
Zuschüssen bereit finden , muß auf das Eindringlichste gewarnt
werden .

Daß für einen Bezirk noch keine oder weniger Baukosten¬
zuschüsse bewilligt sind, als durch früheren Runderlaß (vom
12. Mai 1919 ) festgesetzt ist, gibt keinen Anspruch auf Ge¬
nehmigung etwaiger weiterer Gesuche ; denn für größere und
mittlere Städte sowie für Jndustriegemeinden , wo die Woh¬
nungsnot besonders dringend ist, müssen erheblich größere
Zuschüsse genehmigt werden , als der Einwohnerzahl entspre¬
che würde , weshalb bei den im Verhältnis zum Bedürfnis
recht beschränkten Mitteln für andere Bezirke keine oder ge¬
ringere Zuschüsse genehmigt werden können .

Dle Besetzung der Mcbterstellen .
** Der badische Richterberein ist auf seinen schon

früher geäußerten Wunsch , daß die erledigten Stellen vor
ihrer Wiederbesetzung ausgeschrieben werden sollen , zurück -
gekommen . Die Justizverwaltung hat die Angelegenheit
wiederholt geprüft , vermag jedoch ein Bedürfnis zur Ausschrei¬
bung der Stellen nicht anzuerkennen .

Die Stellenerledigung durch Ableben oder Versetzung in
den Ruhestand wird durch Veröffentlichung des Todesfalls
oder der Zuruhesetzung im Staatsanzeiger bekannt , womit sich
die Ausschreibung einer derart erledigten Steller erübrigt .
In geeigneten Fällen , besonders dann , wenn es sich um höhere
Richterstellen oder um Stellen an begehrteren Orten handelt ^
wird die Justizverwaltung hinsichtlich der infolge einer Stellen¬
erledigung und Besetzung nötig werdenden Veränderungen
und der Besetzung anderer Stellen schrittweise verfahren und
zwar so, daß jeweils nur immer eine Stelle besetzt und nach
Bekanntgabe der Besetzung im Staatsanzeiger kurze Zeit zu¬
gewartet wird , so daß ' Bewerbungen eingehen können .

Auf diese Weise kann den Interessen und Wünschen der
Richter , ohne die Wiederbesetzung der freiwerdenden Stellen
allzusehr zu verzögern , genügend Rechnung getragen werden ,
um so mehr , als bereits durch die Vormerklisten die Mög¬
lichkeit gegeben ist, sich um Stellen im voraus zu bewerben .

** Neber den scbriktllcben Dienstverkebr
hat das Iustizministerium einen Erlaß herausgegeben ,
nach welchem die Amtssprache es unbeschadet ihrer Kürze
gegenüber Behörden , Beamten und Privatpersonen an Rück¬
sicht und Höflichkeit nicht fehlen lassen und jede Schroffheit ver¬
meiden soll. Veraltete oder leere Höflichkeitsformen kommen
in Wegfall . Bei Berichten und Schreiben soll jede Eingangs¬
formel weggelassen und sofort mit der Angabe des Tatsächlichen
begonnen werden . Auch in persönlichen Dienstschreiben soll
jedes entbehrliche Beiwerk , insbesondere Ergebenheit ?- und
Hochachtungsdersicherungen weggelaffen werden .

- «» Vom Tage .
(Aus dem Biererrat . Noske auf dem sozialdemokratischer »

Parteitag .)
Wenn wir den übereinstimmenden Meldungen dev

französischen, englischen und amerikanischen Blätter Glau¬
ben schenken dürfen , so hat sich innerhalb des Viererrates !
ein gewisser Wandel in der persönlichen
StellungnahmeWilsonsundLloydGeor -
ges vollzogen . Während wir früher Grund zu der An¬
nahme hatten , daß Wilson sich für eine Revision des Ver¬
trages bemühen würde , hätten wir jetzt, wenn jene Mel¬
dungen richtig sind, sestzustellen, daß Wilson sich mehr
auf die Rolle des neutralen Vermittlers beschränkt . Da¬
gegen soll sich Lloyd George , wie aufs bestimmteste ver¬
sichert wird , mit allem Nachdruck für eine verhältnis¬
mäßig weitgehende Revision des Friedensvertrages ein -
setzen . Orlando , der italienische Ministerpräsident , steht!
zweifellos auf dem gleichen. Boden wie Lloyd George .
Nicht völlig klar ist die Haltung Clamenceaus .
Es muß auffallen , daß die gesamte Kriegshetzerpress«
Frankreichs und neuerdings auch ein erheblicher Teil der
nationalistisch gesinnten Abgeordneten Clemenceau die
Gefolgschaft verweigern . Eine derartig oppositionelle
Haltung ist doch nur damit zu erklären, daß die Chau¬
vinisten ein Einlenken Clemenceaus befürchten . An-
dererseits finden wir in den neuesten Blättermeldungen
wieder die Behauptung , daß ClLmenoeau nach wie vor
gegen jede Revision des Friedensvertrages sei und mit
Lloyd George schwere Differenzen habe. Etwas wirk¬
lich Positives läßt sich natürlich heute nicht sagen. Auch!
in Weimar ist man über das Ergebnis der Besprechungen
im Viererrat im Ungewissen . Erst die Antwort des!
Viererrates wird uns die gewünschte Klarheft verschaf¬
fen . Wände Clemenceau in der Tat auf einem einseitig
chauvinistischen Standpunkte beharren, ohne daß Wilson
sich bewogen Mite , mäßigend auf ihn einzuwirken , so
hätten Wir uns allerdings darauf gefaßt zu machen , daß
unsere Gegenvorschläge in der Antwort des Gegners eins
Berücksichtigung finden , die uns nichtgenügen kann.

Der sozialdemokratische Parteitag in
Weimar .hat gestern zu einem gewissen Höhepunkt ge¬
führt ; und zwar war es die Rede des Reichswehrmini -
fters Noske , die dem gestrigen Verhandlungstag ihren
lweithin sichtbaren Stempel ausdrückte . Me sozialdemo¬
kratische Mehrheitspartei hat seit den Tagen der Revo¬
lution ganz außerordentlich an Mitgliedern zugenommen .
Das war für die Partei natürlich von großem Werte -
Aber die Sache hatte auch ihre Kehrseite insofern , als
sich unter den neuen Mitgliedern sehr viele befanden , die
mit dem sozialdemokratischen Programm innerlich noch!
nicht völlig verwachsen waren . Die Zeit , um alle Mit¬
glieder organisatorisch fest zusammenzüschließen, hat bis>
jetzt gefohlt . Zudem wurde die Mehrheitssozialdemo¬
kratie , nachdem sie Regierungspartei geworden war , so¬
fort vor eine derartige Fülle von schwierigsten Regie¬
rungsproblemen gestellt , daß sie jenen mehr organisato¬
rischen und parteitaktischen Fragen nicht ihre volle Auf¬
merksamkeit schenken konnte. Die Art und Weise über,
wie sich die Führer der Partei innerhalb der Regierung
betätigten , hat dann wieder die Opposition der U nab¬
hängig -en wachgerusen ; und diese Opposition hat
schließlich den Grad äußerster Siedehitze erreicht . Die
alten Parteimitglieder sind in ihren breiten Schichten
von der Wucht der Ereignisse , vor allem aber von der
Tatsache , daß ihre eigene Partei nunmehr Regierungs¬
partei geworden war , ziemlich unvorbereitet betroffen
worden . Und so konnte es nicht ausbleiben , daß auch
innerhalb der Mehrheitssozialdemokratie selbst an der
Regierungspolitik Kritik geübt wurde . Ein Parteitag
war sonach zur Notwendigkeit geworden.

Hinzu kam die alte , beklagenswerte politische Un -
erfahrenh -eit und Unreife unseres Volkes ,
eine Unerfahrenheit , die es nicht begreifen wollte , «daß
es für eine Partei eben ein ganz anderes Mng ist, ob
sie in Opposition zur Regierung steht , oder ob sie selbdr
am Steuerruder sitzt. Ein Volk, das durch die Jahr¬
hunderte hindurch aus der Basis völlig undemokratischer
Regierungsprinzipien zu politischer Gleichgültigkeit und
Unreife erzogen worden ist, kann sich naturgemäß poli¬
tisches Denken , politische Begabung nicht so rasch zu
eigen machen , wie ein anderes Volk, das von vornherein
aktiven , bestimmenden Anteil a» der Regierung genom¬
men hat .

-



Es finL die Sünden des alten Systems , die sich
heute rächen . Dieses alte System hat dazu geführt , daß
unser Volk schließlich in dreiKateg orten zerfiel ,von denen jede einzelne im Interesse einer gesunden fort¬
schrittlichen Entwickelung des Staates unerwünscht ist.
Zu der einen Kategorie gehörten alle jene Kreise , die mit
dem eigentlichen Regierungssystem des Obrigkeitsstaates
selber eng verknüpft waren , dank diesem System die
Macht ausübten und von diesem Astern ihren Person-
lichen Nutzen hatten . Es sind dieselben Kreise , die durchdie Revolution in den Hintergrund gedrängt worden
find , seit jenen Tagen aber nur auf die Gelegenheitwarten , um eine gründliche Reaktion herbeizufuhren .

Zur zweiten Kategorie zählen alle die Schich¬ten unseres Volkes , die in ihrer Gutmütigkeit und Schlaf¬
mützigkeit zum autoritätsduseligen Spieß -
bürgertum gewissermaßen prädestiniert find, die so¬
nach in ihrer Gesamtheit die breite Masse der Regierten ,der „ Untertanen "

, abgegeben haben . Gewiß haben die
Erlebnisse des Krieges , die bitteren Erfahrungen , die
wir alle mit dem alten System zu machen hatten , einen ',erheblichen Teil dieser Kreise aufgerüttelt und st ' für
den Neuaufbau des Staates auf neuer , demokratischer
Grundlage gewonnen . Wer es dark doch nicht übersehenwerden , daß leider noch der größere Teil dieser Schichtenin dem alten Dämmerzustände treuherziger , politischer
Unwissenheit verharrt .

Die dritte Kategorie bildet das Gegenspiel zur
-weiten ; zu ihr gehören alle jene Elemente , die im mei¬
nen , daß man überhaupt nur mit Opposition ,Kritik und Nörgelei etwas erreichen könne . Aus
dieser dritten Kategorie rekrutieren sich daher in der
Hauptsache die Parteien des Linksradikalismus , das heißt
Parteien , denen nur wohl zu Mute ist. wenn sie über
alles schimpfen können, und wenn sie hoffen dürfen , alles
durcheinanderzubringen . Me Verwandtschaft zwischender - weiten und dritten Kategorie ist allerdings nicht zuverkennen . Wir erleben es alle Augenblicke , daß — eben
infolge der politischen Unreife — der autoritcitsdüseligste
Spießbürger sich plötzlich in einen rasenden Spartakistenverwandelt , und umgekehrt, daß der wildeste Unab¬
hängige , der am liebsten den Teufel aus der Hölle holen
möchte, plötzlich zum lammfrommen Herdentier wird ,wenn seine Führer mit geschickt gesetzten Worten ihm
dieses oder jenes einreden oder versprechen.

Auch innerhalb der Sozialdemokratie spielen die
zweite und die dritte Kategorie , die sich beide die Hand
reichen im Gefühl beiderseitiger , politischer Unklugheitund Unreife , ihre Rolle . Wenn heute überhaupt — und
das gilt nicht nur für die Sozialdemokratie , sondern füralle Parteien — Brauchbares geleistet wird , wenn es
überhaupt möglich ist, das Staatsschiff weiter zu steuern,es vor dem völligen Untergang zu bewahren , wenn Wir
heute überhaupt noch berechtigt sind, etwelche Hoffnun¬
gen für die Zukunft zu hegen, so verdanken wir das der
doch immerhin recht stattlichen Zahl jener Männer , die
sich über die eben geschilderte Dumpfheit des politischen
Denkens und Empfindens erhoben haben, die politisch
geschult und tatkräftig genug sind, um unser ganzes Volk
immer wieder mit fortzureißen zu opferwilligem Han¬deln und tatenfroher Entschlossenheit.

Und einer solcher Männer ist auch Noske , der
Reichswehrminister . Mit RE darf er von sich
sagen , daß er in den Kreisen der Unabhängigen Wohl als
der bestgehaßte Mann zu gelten hat . Aber auch in seiner
eigenen Partei war die Zahl seiner Gegner und Wider¬
sacher in den letzten Monaten angewachsen. Mit allen
seinen Widersachern hat Noske gestern in einer Rede ab¬
gerechnet, die nicht nur rhetorischglänzend zu nennen ist,sondern die vor allem deshalb so tiefen Eindruck machen
mußte , weil aus ihr ehrliche Überzeugung , Vernunft und
fester, zielbewußter Wille sprachen . Und so ist es denn
dazu gekommen, daß Noske, der seine Widersacher in der
schärfsten Weise angriff , mit seiner Rede einen durch¬
schlagenden Erfolg erzielte . Noske hat unterdem stürmischen Beifall des gesamten Parteitages ge¬
sprochen; und es ist bezeichnend, daß der Parteitag ein¬
stimmig dem Redner gestattete, über die ihm zustehende
Redezeit von 10 Minuten hinauszugehen .

Geradezu sensationell wirkte Noske 's Enthül¬
lung , die uns allerdings nicht überrascht , daß die Un¬
abhängigen sich heute bereits auf die Übernahme- er Regierung einrichten, und daß sie mit den Offi¬
zieren - er Reichswehr bereits heimlich
verhandeln , um die Reichswehr , das heißt also , umdie von ihnen so geschmähten Freiwilligen -Bvtaillone , in
ihren eigenen Dienst zu ziehen, falls sie erst das Heft inden Händen halten . Daß eine solche Enthüllung aller¬
dings den gewaltigsten Eindruck machen mußte , lag klar
auf der Hand . Wird doch damit die ganze Politik der
Unabhängigen in eine Beleuchtung gerückt , die so grellist, daß irgendwelche Ausflüchte und Ausreden nicht mehrgut möglich sind . Wir sehen, daß die Unabhängigenihren Kainpf um die Eroberung der Macht mit allenMitteln betreiben , daß sie vor nichts zurückscheuen ; vorallem aber sehen wir , daß auch die Unabhängigen , wennman sie dazu zwingt ihre Karten aufzudecken, ebenfallserkannt haben, daß sich ohne eine zuverlässige Wehrmachtkeine Regierung führen läßt . Müssen sie das aber zu-

geben , werben sie selbst um die Anhängerschaft der
Reichswehr - Offiziere , so ist damit erwiesen , daß ihreganze Politik , die in der Forderung nach der Abschaffungder Freiwilligen -Verbände gipfelt , eine Heuchelei ist .

VolLILscbe Neuigkeiten.
Die Verbandlungen ln Versailles .* Nach einer Havasmeldung stellt sich Präsident Wilson««Herhalb der Verhandlungen zwischen Lloyd George «ndElementen «. Ter Präsident hatte erklärt , er werde alle Ver¬änderungen billigen, über die sich England und Frankreichuntereinander einigen . Die Amerikaner bezeichnen die Krisefortdauernd als sehr ernst, um so mehr, als auch noch dieMöglichkeit besteht , daß Deutschland nicht unterzeichnet, mitwelcher Möglichkeit früher rächt gerechnet wurde.

„ I ntransigeant " berichtet, die Zensur gestatte cndlhh, mit-zuteilen , daß Lord Robert Cecil dem Ausschuß der „Gesell¬schaft der Nationen "
vorgeschlagen habe, Deutschland zu einemim voraus bestimmten Zeitpunkte in die „Gesellschaft derRationen " anszunehmen und zwar mit allen Folgen einer

solchen Zulassung , nämlich größere Abrüstung für alle, demSchutz der deutschen Minderheiten in allen Ländern undHerabsetzung der wirtschaftlichen Einschränkungen . Die fran¬zösischen Mitglieder des Ausschusses hätten die Annahme desVorschlages abgelehnt.
Wie die „Daily Mail " aus Paris meldet, haben die japa¬nischen und italienische« Delegierten am Dienstag den offi¬ziellen Antrag in der Alliiertenkonferenz gestellt, die Zuge¬hörigkeit Deutschlands in den Völkerbund auszusprechen . Es

ist unbestimmt, ob der Beschluß der Alliierten hierauf bereitsin der bevorstehenden Antwort an Brockdorff -Rantzau ent¬halten ist.
Die amerikanischen Blätter bringen eine Meldung der „Asso¬ciated Preß "

, wonach die Alliierten der Ansicht sind , daßDeutschland in .den Völkerbund ausgenommen werden müsse,da sie wahrscheinlich befürchteten, daß ein Konkurrenzvölker-bnnd unter der Leitung Deutschlands zustande käme, oder
daß es zu einer Bereinigung zwischen Deutschland und Ruß¬land käme .

„Newhork Sun " berichtet aus Paris , daß sich Clemenceau
kurz und bündig geweigert habe, seine Zustimmung dazu zugeben, daß Deutschland in den Völkerbund ausgenommenwerde. Dies bedeute einen unangenehmen Hieb für den
Präsidenten Wilson.

Der „Herold " meldet lt . „Bad . Pr .
" aus Newyork: Nach

mehrtägiger Debatte hat der amerikanische Senat den An¬
trag Lodges angenommen , der das Verlangen nach baldiger
Einbeziehung der früheren Mittelmächte in den Völkerbund
ausdrückt. Demselben Blatte zufolge meldet „ Corricre della
Sera " aus Paris , daß der Viererrat beschlossen habe, Deutsch¬
land sofort in den Völkerbund auszunehmen .

Der Völkerbund.
* „Daily Expreß " erfährt aus Pa « s : Wenn , wie es fest ,

zusieben scheint , Deutschland im nächsten Oktober als Mitglied
des Völkerbundes in Washington vertreten » sein wird, dann
wird die Okkupationsarmee sofort aus dem Rheinland zurück¬
gezogen werden, statt dort 15 Jahre zu bleiben. Diese Tatsache
ist von industriellen Gesichtspunkten aus von allergrößter Be¬
deutung . Diese Lösung wird daher von Lloyd George llchd
Wilson energisch befürwortet . Frkf . Ztg.
Lin englischer Arbeiterführer gegen das

Denkerwerk von Versailles .
* Wie „Het Volk" meldet , erklärte der englische Arbe-tersüh -

rer Snowden : Wenn die Alliierten weniger darauf dring»»würden , Rache an Deutschland zu nehmen und seinen Wirt,
schriftlichen Untergang herbeizusühren , mühten die deutschen
Gegenvorschläge als Grundlage einer gerechten Regelung an .
genommen werden

Zu dem Deutsch-Österreich vorgelegten Friedensvertrageerklärte Snowden : Ebenso wie die der deutschen Republik vor-
gelegten Bedingungen , so find auch diese Bedingungen nichtsals eine reiue Schurkerei. Unter Berufung aut Wilsons 14
Punkte , nach welchem die Völker Österreichs die uneinge¬schränkte Möglichkeit selbständiger Entwickelung haben sollen,erklärte Snowden , die vier Kaiser in Paris haben dies Ver¬
sprechen dadurch eingelöst, daß Österreich eines großen Teiles
seines früheren Grundbesitzes beraubt ist, und daß es von dreiSeiten von bitterfeindlichen Staaten umringt wurde . Nach Er -
wähnung der ungerechten Bedingungen bezüglich der Auslie -
ferung der Handelsschiffe, Regelung der Donauschiffahrt er-klärte Snowden , daß die Henker, die diese Bedingungen fest,gesetzt hätten , kein Recht hätten , diese Bedingungen „ Friedens -vertrag " zu nennen .

Protest der Amsterdamer Arbeiter.
* Das Amsterdamer „Algemeen Handelsblad " meldet, daßdie Vorstände der niederländischen Arbeiterpartei und der

niederländischen GÄverkschaftsvereinigung beschlossen haben,die Arbeiter von Amsterdam am Montag , den IE Juni zueiner großen , in der Diamantbörse stattfindenden Projestver -fammlung gegen den drohenden Gewaltfrieden aufzurufen .

Line moralische Niederlage Llemenceaus .* Aus Versailles wird vom 11. gemeldet: Die heutigeKammersitzung beleuchtete blitzartig die kritische Stellung , inwelche das Verhalten Clemencaus in der inneren und äuße¬ren Politik das Kabinett gegenüber dem von der unruhigenStimmung im Lande wohl nicht unbeeinflußten Parlamentgebracht hat. In der Kainmer wurden Interpellationen überHaussuchungen im Nationalrat der Presse und beim Direktordes „Matin ", Schüller, wegen angeblicher Bevorzugung ein¬zelner Zeitungen bei der Papierverteilung , erörtert .Der Unterstaatssekretär der Militärgerichtsbarkeit Jgnazeerklärte , daß die Gerichtsbehörden verschiedenen Fällen vonBeihilfen zur Drückebergerei und sogar Fällen zur Beeinflus¬sung von Beamten , um für gewisse Personen Strafaufschubzu erwirken, auf die Spur gekommen sei . Er ersuchte dieKammer , sich mit dieser Erklärung zufrieden zu geben. Essei ihm unmöglich, weitere Einzelheiten über das -schwebendeGerichtsverfahren bekanntzugeben, ohne den Gerichtsbehördenvorzugreifen .
Me Abgg . Renaudel und Brousse widersprachen. Jgnazeversuche , sich lediglich einer ihm unangenehmen Lage dadurchzu entziehen, daß er sich hinter das Amtsgeheimnis ver¬schanze .
Die Stimmung der Kammer erschien so kritisch erregt , daßElemencean es für nötig hielt, persönlich in die Debatte rin¬zugreifen und die Vertrauensfrage z« stellen. Er erklärte , er lhalte sich und sein ganzes Kabinett für solidarisch mit Jgnaze .Spreche man ihm das Mißtrauen aus , so werse das ganzeKabinett zurücktreten.
Unter großer Erregung wurde dann zur Abstimmung ge¬schritten. Es wurden 276 Stimmen für und 137 gegen dieRegierung abgegeben. Ungefähr 12V Deputierte enthieltensich der Abstimmung.
Demnach beträgt die absolute Mehrheit , auf die sich dasKabirkett Clemenceau stützen kann , nur noch 21 Stimmen .Das bedeutet eine schwere moralische Nieder .age .

Dle Skrelklage in Lrankreicb .
» Me der „Jntransigeant " berichtet, richten sich die Geywerkschaftöorganfiationen auf einen längere « Streik ein , s«ihaben die Metallarbeitergcwerkschaften Mahlzeiten für dütStreikenden organisiert . Der Verband der Elektriker hat sichdem Kartell der Arbeitergewerkschaften angeschlossen .In einer außerordentlichen Sitzung des Pariser GewcrL,schaftskartells (Bergarbeiter , Metall - und Bauarbeiter ) wurde!der T .- ll . zufolge der Generalstreik für den 15. Juni beschlosssen, wenn der Streik bis dahin nicht zugunsten der Arbeite»endigen werde.

Sozialdemokratischer Parteitag .
Der sozialdemokratische Parteitag in Weimar wurde ansMittwoch eröffnet.
Der Vorsitzende der Partei , Hermann Müller , begrüßte dt»sammlung im Namen des Parteivorstandes und hielt danrldie in ihren wesentlichsten Punkten schon in unserem gestrigesLeitartikel besprochene Rede.
Zu Vorsitzenden des Parteitages werden gewählt : Schultz(Ostpreußen ) und Löbe (Breslau ).Bei der Mstimmung über die Anträge , die eine besonder»Behandlung der auswärtigen Politik wünschen, ergibt sich ein»Mehrheit für die Anträge mit 213 gegen 166 Stimmen . Eslwurde beschlossen, daß ein Korreferent zum Punkt 6 (Ausgabe«' der Partei ) bestimmt werde, der über die auswärtige Politikzu sprechen hat. Dieser Korreferent wird Bernstein sein. Fernenwurde beschlossen, die Berichte der Parteifunktionäre gemein¬sam zu erörtern . Sodann erstattete Wels den Bericht desParteivorstandes .

In der Rachmlt 'gssitzung ergriff Reichswehrminister NoSkedas Wort zu einer längeren Rede, in der er zunächst erklärte,daß er nickt zu denen gehöre, die sich zu einem Amte ge.drängt hätten , sondern daß man im Gegenteil zu ihm gekonumen sei . Es sei wirklich kein Vergnügen , seinen ehrlichen un¬anständigen Namen Tag für Tag durch alle Gassen Deutsch,lands sckreien zu lassen . Tie Arbeiter seien enttäuscht übe»die Früchte der Revolution auf wirtschaftlichem Gebiete . Da¬gegen sei aber politisch mehr erreicht, als die deutsche Arbeiter ,schaft für die nächsten 25 Jahre erhofft hätte . Noske trat dan«den Rednern des Parteitages entgegen , die gegen die höhere«Beamtenpensionen geeifert hatten , und erklärte die jetzigen Zu .stände für unhaltbar . Wie viele Beamten verdienen über .Haupt mehr als 8000 Mark ? Sollen die Ministerialdirektoren !etwa schlechter bezahlt sein, wie die Portiers , Das geht nicht,weil wir uns damit dem Gespött der ganzen Welt auslieftrten ,ganz abgesehen davon, daß das unsere Wirtschaft nicht er¬trage . Die Leute, dir die Arbeiterschaft immer wieder zu neue«Lohnforderungen treiben , bezeichnete Noske sodann als Dumm -köpfe. Ter Redner gedachte auch der Matrosen , die nicht ge¬nug auf die hohen Gehälter schimpfen konnten, wahrend sie auseigener Machtvollkommenheit sich selbst bis zu 14 000 MarkJahresgehälter bwilligt hätten . Lebhaft bedauerte der Redner ,daß die Berliner Sozialdemokraten sich immer wieder durchden Spektakel der Unabhängigen ins Bockshorn jagen un¬keine Gelegenheit vorübergehen ließen, um bei Demonstratio .neu und ähnlichen Gelegenheiten durch Anschluß an die Un»abhängigen Reklame für diese zu machen . Unter tosendem!Beifall nannte Noske ein solches Verhalten Schafsgutmütigke A.Nachdem die 10 Minuten , die dem Redner bewilligt find, ab¬gelaufen waren , wurde einstimmig beschlossen, Noske weiter¬reden zu lassen.Der Minister erklärte dann , daß nicht seine Genossen überihn , sondern er über diese Klage zu führen hätte , weil er beijeder Gelegenheit aufs schärfste angegriffen werde. Er sprachdann über die Freiwilligenverbände , die er gegen alle Angriff «in Schutz nehmen müsse, denn sie seien «s gewesen , die Deutsch»laud vor dem Ehaos gerettet hätten und dafür gebühre ihnender Dank des Vaterlandes . Mancher brave Soldat hätte dabeisein Leben lassen müssen . Wir konnten in Berlin unsere Br -beit verrichten, während vor unseren Fenstern die Maschinen-gewehre knatterten . Das Berliner Militär erklärte sich fürneutral (hört , hört ! ) . Ich habe damals zugeschlagen, obwohlich wußte, daß ich als „Bluthund " durch die deutsche Revolu¬tion geschleift werde. Noske rechnete dann in sehr entschiede ,ner Weise mit den Anklägern selbst ab. Gerade sie seien zuBeginn der Revolution zu ihm gekommen und hätten ihn gebe¬ten . die Terroristen mit aller Rücksichtslosigkeit niederzuhal .ten . Auch den Unabhängigen widmete er einige Worte . In .teressant war die Feststellung aus seinemEkunde , daß die un .abhängige sozialdemokratischePartei im Geheimen Propagandatreibe, um die Offiziere der Reichswehr zu sich hinüberzu¬ziehen. Bezeichnend sei, daß in der letzten Woche Besprechun-gen stattgefunden hätten , zwischen den Führern der Unabhän .gigen und den Offizieren der Garde -Kavallerie -Schützen-Divi -sion , die zum Ziele hätten , diese Divisionen zum Übertritt zulder unabhängigen Sozialdemokratie zu veranlassen . Ma «mache den Offizieren vor, sie erfüllten eine vaterländischePflicht , wenn sie die unabhängige Sozialdemokratie in ihren '
Bestrebungen , die Regierung zu stürzen , unterstützten . Barth ,ein bekannter unabhängiger Führer , hätte kein rechtes Zu .trauen mehr zu den Pistolen . Es gelüste ihn daher nach !Noskes Kanonen . Der Redner wandte sich mit aller Entschie-denheit dagegen, daß im Heere sozialdemokratische Partei »Propaganda betrieben werden solle ; denn die Kaserne dürfenicht zum Agitationsplatz der Parteien werden. Aufs Pulkschlagend , erklärte Noske zum Schluß : „Wir geben die Hoff¬nung nicht aus, Deutschland auS dem Unglück herauszufiihrc »,deshalb harren wir aus/1

Unter dem stürmischen Beifall des ganzen Hauses trat derReichswehrminister ab . Im weiteren Verlauf der Sitzung er¬griff dann auch der preutz. Staats minister des Innern , Heine,das Wort . Auch seine Rede war eine Erwiderung auf An.klagen, die man aus den Kreisen der sozialdemokratischenPar .tei gegen ihn vorgebracht hatte . Er warnte vor Überstürzung 'durch halb durchgearbeitete Gesetze .

Wadiscbe Nebersicbl ,
Vadiscber LanVtag.

Karlsruhe , 11 . Juni .Der Badische Landtag nahm heute seine Beratungen wiederauf . U . a . kam babei eine Kurze Anfrage Wtttemann überdie wirtschaftlichen Verhältnisse des ZollausfchlußgebieteS zurSprache . Minister Remmele gab dazu eine längere Erklärungab, in welcher er die Zoll- und Berkehrsverhältnisse dieses Ge¬bietes darlegte . Tie wirtschaftlichen Verhältnisse seien infolgedes Zollausschlusses nicht ungünstig gewesen. Durch die Paß¬vorschriften und die ivährend des Krieges von Deutschlandund der Schweiz erlassenen Verbote für Ein - und Ausfuhrwurden die wirtschaftlichen Begünstigungen wieder teilweisehinfällig . In der Erregung hierüber machten sich Anschluß¬bestrebungen an die Schweiz geltend. Den Bemühungen derRegierung gelang es, beim Reich Erleichterungen für disnkleineren Grenzverkehr zu erlangen . Die Pahamtstage wur¬den wieder eingesetzt ; die Änderung der Pahvorschriften bleibtaber Sache des Reiches . Von Lottstetten nach Baldersweil wird



« ne Striche gebaut . Liber Glichen wird «sch Lottstetten schon
aus I . Juli eine staatliche Arastwagenliuie eingerichtet. Aucy
werden Erhebungen über die Schulverhältnisse gemacht. Da¬
mit hat die badische Regierung getan , was sie tun konnte. Die
Bewohner des Zollausschlußgebietes sollten nun jenen die
Tür weisen, die sie in dieser schweren Zeit zur Abkehr vom
Reick bewegen wollen.

In Beantwortung einer Kurzen Anfrage Mager über die
Verwendung der Holzbestände der Heeresverwaltung erklärte
Minister Remmele, daß die Voraussetzung der Anfrage , daß
»ur Großhändler und keine Handwerker berücksichtigt werden,
»icht den Tatsachen entspreche .

Das Haus befähle sich dann mit der Interpellation Eber -
Hardt (Ztr .) betr . das Koalitionsrecht der Arbeiter . Wg .
Gberhardt (Ztr .) begründete seine Interpellation unter Dar¬
legung der Vorgänge bei der Firma Brown Boveri L Co . in
Manicheim, wo von radikalen Arbeitern seit dem 22. April
« ne Anzahl christlich und Hirschdunkerisch organisierte Arbei¬
ter mit Gewalt von ihrer Arbeitsstelle verdrängt werden, um
sie zum Beitritt zur freien Gewerkschaft zu bewegen.

Arbeitsminister Rückrrt erklärte , daß die Regierung als¬
bald die Vorgänge in der Karlsruher Zeitung verurteilte ,
einen Vertreter nach Mannheim entsandte und nachdem der
Entscheid des Schlichtungsausschuffes unbeachtet blieb, die
Dache dem Justizministerium und der Staatsanwaltschaft
« » Ermittlung und Bestrafung der Schuldigen übergab ,
« egen die Firma habe er erst eine gesetzliche Handhabe,
seit sie die Kündigung ausgesprochen. Er werde mit allen
gesetzlichen Mitteln dem Verlangen Nachdruck verleihen, daß
sie die Kündigung zurücknimmt.

Der Arbeitsminister vertrat den Standpunkt , der auch vom
Justizministerium geteilt wird , daß eine Entschädigungspflicht
des Staates nicht bestehe , sondern daß dafür die Schuldigen
haftbar gemacht werden müßten ; im übrigen teilt er die
Meinung , daß di« Firma den Terroristen gegenüber mehr
Rückgrat zeigen sollte .

An der anschließenden Besprechung der Interpellation war
sich das Haus im allgemeinen einig in der Verurteilung der
Mannheimer Vorgänge, nur in der Beurteilung der Ursachen
gingen die Meinungen auseinander ; von demokratischer Seite
wurde auch einer Schadloshaltung durch den Staat wider¬
sprochen , weil sie eine Legalisierung des verfassungswidrigen
Borgehens wäre .

Heute , Donnerstag begründete, nachdem die Interpellationen
Hertle und Seubert seitens der Regierung in entgegenkommen¬
dem Sinne beantwortet waren , Abg . Dr . Schofel (Zentr .)
di« Interpellation seiner Partei betr . das Vorgehen des Ar-
Leiterrats in Wyhlen, durch das im März d. I . 72 Frauen , die
sich in DWlen versammelt , um an religiösen Exerzitien teil¬
zunehmen, gezwungen wurden , sofort Ort und Anstalt zu
verlasse -! . Cr gab dabei der Überzeugung Ausdruck, daß nicht
die Bevölkerung Wyhlens verantwortlich zu machen sei, son¬
dern fremdes Gesindel. Er erwarte , daß die Regierung die
Katholiken schütze gegen brutale Gewalt und frage , ob sie ge¬
willt und in der Lage sei , den Exerzitienbetrieb zu schützen,wenn nötig mit Gewalt .

Minister des Innern Remmele betrachtete Whhlen als «inen
Teil unserer Lage , wie auch di« Vorgänge Mannheim unV
Billingen . Wenn man auf der Bahn , in Hotels usw. sehe, wie
ein Teil der Bevölkerung die Tatsache Mißachte, daß ein ande¬
rer Teil des Volkes hungert , sei die Erbitterung begreiflich.
Der Fremdenverkehr wurde erheblich eingeschränkt. Der

letzte Grund an den Vorgängen in WWen sei die LebenS-
mittelnot . Die Parteien im Hause treffe keine Schuld . Das
Ministerium habe vom Volksrat verlangt , daß er weiter nichts
gegen die Exerzitien unternehme . Zum Schutze sei die Gen -
darmrie verstärkt worden.

In der Besprechung der Interpellation kam es zu längeren
Auseinandersetzungen zwischen den Abgg . Dr . Schofer, Maier
und Rösch. Mit Ausnahme des Abg . Rösch (Soz .) verurteilte !
das Haus einmütig die Vorkommnisse in Mchhlen .

Morgen S Uhr Interpellationen .
Mandatswecbsel .

* Eine Zeitungsnotiz beschäftigt sich mit der bevorstehen¬
den Mandatsniederlegung der einzigen demokratischen Frau
im badischen Landtag , Frau Marianne Weber. Wie das „Hei¬
delberger Tagblatt " hierzu vernimmt , wird Frau Weber ihr
Mandat noch bis zum Herbst ausüben . Wegen ihrer Über¬
siedlung nach München, wo bekanntlich Professor Max Weber
sein neues Lehramt antritt , wird sie dann aller Voraussicht
«ach aus der badischen Kammer Ausscheiden . An ihre Stelle
tritt voraussichtlich Ökonomierat Bielhauer -Rastatt .

Widerstand - egen die Ttsstsgevsk dr
Brtppberg.

* Hierzu wild uns von besonderer Seite geschrieben :
Welche Wirkungen »»überlegter Widerstand gegen die

Staatsgewalt haben kann, zeigt folgender Borfall : In der
Gemeinde Rippberg, Amt Buchen, hatten offenbar Krieg und
Revolution besonders verwirrend auf die Kchffe einiger ge¬
walttätiger Elemente gewirkt. Schon vor einiger Zeit war .dort versucht worden, Bürgermeister und Gemeinderat ge¬
waltsam abzusetzen. ES gelang aber , durch gütliche Verhand¬
lungen die Ordnung wieder herzustellen. Später nahmen die
Holzdiebstähle im Walde der früheren Standesherrschast
derart zu , daß völlige Zerstörung des Waldes zu besorgen
war . AIS die Gendarmerie Hierwegen am 14. Mai ISIS pflicht¬
gemäß Erhebungen machen wollte, wurde ihm mit vereinten
Kräften der erheblichste Widerstand geleistet. Man rottete sich
zusammen , schimpfte , schrie, trat den Gendarmen mit erhobenen
Beilen gegenüber und bedrohte sie mit Totschlag. Man er¬
klärte, jetzt hole man erst recht Holz und zünde nötigenfalls
den gangen Wald an . Die wenigen Gendarmen waren hier¬
gegen natürlich machtlos und mußten sich ohne die Er¬
hebungen zurückziehen.

Aber sie kamen wieder ! In aller Stille wurde ein Unter¬
nehmen vorbereitet , um in dem aufrührerischen Orte Ser
Staatsgewalt wieder Geltung zu verschaffe «. Am 6. Juni
morgens bei Tagesanbruch gingen stärkere Aufgebote von
Gendarmen gegen Rippberg vor. Im Handumdrehen wurde
der Ort besetzt, die Rädelsführer aus ihren Betten verhaftet
und abgeführt , ihre Häuser durchsucht , alles ohne jeden Wider¬
stand. Schon um 7 Uhr vormittags Lunten die Verhasteren
ins Gefängnis cckgefühxt werden, um 1V Uhr schon war die
ganze Untersuchung beendet. In aller Ruhe konnten die Er¬
hebungen nun durchgeführt werden. Allerdings mußten sie
sich jetzt nicht nur auf die Forstdiebstähle, stuckern vor allem
auf den geleisteten Widerstand erstrecken . Die Strafen ,
welche die Beteiligten wegen des Widerstands zu erwarten
haben, werden natürlich erheblich schwerer sein müssen, als
wie sie wegen der Forstdiebstähle verhängt worden wären .

Nichts zeigt deutlicher als dieser Vorfall , wie unvernünftigeine Haltung wie diejenige dieser Teile der Ripperger Be¬
völkerung war . Unvernünftig deshalb, weil dabei für die Be¬
teiligten nach ihrem kurzen vorübergehenden Erfolg schließlichimmer schwere Nachteile herauskommen. Unvernünftig aber
auch vor allem deshalb, weil eine solche Haltung jeden Blick
über die eigene Gemeinde hinaus für das große Ganze ver¬
missen läßt . Wir leben doch heute im Staatsverbande . Wohin
sollten wir denn komme«, wen« jede Gemeinde sich benähme ,als wäre sie allein auf der Welt? Das gebe den beständigen
Krieg Aller gegen Alle . Die erdrückende Mehrheit des deut¬
schen Volkes ist sich doch darüber einig , daß nichts uns heute so
dringend not tut , als die Wiederherstellung der Ordnung , die
Wiederaufrichtung der Macht und es Ansehens des Staates .
Erfreulich ist es deshalb, aus dem Ripperger Vorfall ent¬
nehmen zu können, daß die Regierung das verletzte Ansehendes Staates nötigenfalls mit Gewalt wieder herstellt. Daßdies hier so gut gelungen ist, danken wir der Enschlaffenheit
und der Tatkraft unserer braven Gendarmen , die es wahrhaftbei ihrem schweren Dienst nicht verdienen, daß man ihnen , die
doch nur ihr Pflicht tun , dabei so entgegentritt , wie es in Rip -
perg geschah.

Auklösung des Jungdeutscblandbundes
Waden.

* In einer Ausschuhsitzung und Mitgliederversammlung des
Jungdeutschlandbundes Baden ist die Auflösung des Bundes
beschlossen worden, da er weder nach seinem organisatorischen
Aufbau noch auch nach seiner früheren TenSenz in den Rah¬
men der neuen Zeit Hineinpasse . Das ungefähr 30 000 Mark
umfassende Vermögen des Jungdeutschlandbundes soll dem
Landestag für Leibesübungen und Jugendpflege (Körperpflege
und Jugenderziehung ) zur Verwaltung übergeben werden .
Der Landestag soll künftighin auch die allgemeinen Aufgaben
der Jugendpflege erfüllen.

Line Ikundgebung des Mannheimer
Aktionsausschusses .

'
* Aus Mannheim wird gemeldet: An der vom Aktionsaus¬

schuß veranstalteten Kundgebung gegen die Erschießung Dr .
Lovines beteiligten sich ungefähr 3000 Personen , darunter
Angehörige der Arbeiterschaft von Benz, der Strebelwerke und

einig« anderer Fabriken sowie der revolutionäre » Arbeiters
des Elektrizitätswerks . Der Zug, in dem auch sehr viel«
Frauen und Mädchen gingen, bewegte sich durch mehrere
Straßen nach dem Rosengarten , wo Ansprachen gehalten uny
dabei a . a . die Abschaffung der Todesstrafe und der Militär «
gerichtsbarkeit gefordert wurde. Die Demonstration ist ruhig
verlaufen . ^

Vbstt - u. Gemüse - Llnksuksgenossenscbakd
Sc . Vor einiger Zeit wurde in Karlsruhe eine Einkaufs¬

genossenschaft Karlsruher Obst- und Gemüsehändler (Ekogf
gegründet , die den Zweck hat , durch gemeinsamen Einkauf
von Obst und GemijFe bei den Produzenten und im Aus¬
lande das Publikum mit billigen Nahrungsmitteln versorgen!
zu können. Inzwischen sind auch in Mannheim , Heidelberg,
Freiburg «nd Pforzheim ähnliche Genossenschaften gegründet
worden . Diese haben nun am Pfingstmontag in Karlsruhes
eine Vertreterversammlung abgehalten . Es wurde die Grün --,
düng eines Landesverbandes beschlossen und in weiteren^ ^
Städten Obst- und Gemüseeinkaufsgenossenschaften zu grün¬
den, so in Rastatt , Offenburg und Konstanz. Zum Vorsitzen«
den des . Landesverbandes wurde Herr Heinrich Bauer -Karls -,
ruhe gewählt , zum Verbandssyndikus Rechtsanwalt Dr . Hä-
felin . Di « Karlsruher Genossenschaft wurde mit einem Ka- ,
pital von 80 000 Mark gegründet . Man hofft in den nächsten
Tagen einen Preissturz auf dem Gebiete der Erdbeerverwr - '
gung zu erreichen.

Die Vorräte des Proviantamts Lahr .
oc . Die in der Gengenbacher Malzfabrik lagernden großes

Vorräte des Lahrer Proviantamts , vor allem Zucker undl
Lebensmittel , sind zum großen Teil zur Verteilung durch den; -
Städteeinkauf an die badische Bevölkerung abgeführt worden^.
Einige Eisenbahnwagenladungen mit Zucker waren nach
Magdeburg bestimmt . Auf Verwendung des hiesigen Arbeiter -»
rats in Offeickurg hin , wurde aber der Zucker angeboten und»!
soll dort verteilt werden.

Brurze Nachrichten aus Waden.
vc . Königheim b. Tauberbischofsheim, 12. Juni . In dev,

Nacht zum Pfingstmontag wurden sowohl in die Wohnung desi ,
Bürgermeisters , wie in das Pfarrhaus je eine Handgranate
geworfen . Durch die Explosionen wurden erhebliche Ver¬
heerungen angerichtet . Die Ursache zu dem' Verbrechen ist nach ' ,
dem „Tauberbote " wohl darin zu suchen , daß eine Tanzunter .
Haltung mit Rücksicht auf den Ernst der Zeitlage nicht gestattet
worden ist.

oc . Freiburg , 12. Juni . Die Universität Freiburg wird
demnächst die zahnärztliche Promotion zur Einführung
bringen .

oc . Meersburg , 11 . Juni . Bei der Bürgermeisterwahl
wurde der Kandidat der Demokraten und Sozialdemokraten!
Dr . Karl Moll fast einstimmig gewählt.

StastsanZeiger .
„Namensänderungen .

Der Familienname des Otto von Senger , geb. 23 . April
1858 in Triberg , Geheimer Regierungsrat a. D -,

des Fridolin Theodor von Senger , geb . 4. September ItVlj
in Waldshut , Oberstleutnant ,

der Maria Elisabeth « von Senger , geb . 8. April 18S3 iq
Engen , und

der Maria Theresia Hadwig von Senger , geb. 14. Mai 1008
in Überlingen am Bodensee, alle in Freiburg , ist in „von Semr
ger «nd Etterlin " geändert .

Karlsruhe , den 5 . Juni ISIS.
Justizministerium .

Der Ministerialdirektor :
Duffn e r . »Dietsche.

KMM Ilsl8MlfM12S
anäbLläersekniuok

:: In!,. !»! . keMli :: BiläereinrLkmunAen

Amtliche Bekanntmachungen .
Die Verleihung des Arbeiterinnen -

kreuzes betr.
Das Arbeiterinnenkreuz wird in Zukunft nicht mehr

verliehen. Dagegen soll Personen , die bisher für
die Verleihung in Frage kamen, schriftlich die An¬
erkennung des zuständigen 'Ministers ausgesprochen
» erden . M,687

Die Inhaber industrieller Betriebe des Amtsbezirks ,
welche in Betracht kommende Arbeiterinnen beschäf¬
tigen, wollen dieselben beim Bürgermeisteramt des
Geschäftssitzes (in der Stadt Karlsruhe beim Be¬
zirksamt bis 1 . Juli d. I . namhaft machen.

Die Urkunde ist nur für solche Arbeiterinnen be¬
stimmt, welche während einer langen Reihe von Jah¬
ren (im allgemeinen nicht unter 30 Jahren ) in dem¬
selben in Baden befindlichen industriellen Betriebe
gearbeitet haben, sich eines guten Rufes erfreuen , und
wegen ihrer Zuverlässigkeit und Rechtschaffenheit einer
besonderen Auszeichnung würdig erscheinen.

Karlsruhe , den 4. Juni ISIS .
Bezirksamt . OZ 186

Die Ernenn«»»« von Hilssbeamte«
der Staatsanwaltschaft betr.

Auf Grund der Ermächtigung durch die Verord¬
nung vom 7. März ISIS, die Einrichtung der Krimi¬
nalpolizei nach der deutschen Gerichtsverfassung und
Strafprozessordnung betreffend (GVM . S . 175)
wurden durch Verfügung des Ministeriums der Ju¬
stiz vom 10. Mai ISIS die Mitglieder der Bolkswehr
Karlsruhe :

1. Adam Brehm aus Lützelsachen , 2. Johann El¬
sässer auS Pfullendorf , 3 . Wilhelm Becker, aus Lan¬
gensteinbach, 4 . Jakob Schaller aus Nußloch, 5 . Wil¬
helm Layer aus Brombach, 6. Wilhelm SOveinfurth
auS Oggersheim , 7. Ludwig Meinzer aus Teutsch-
neureut , 8. Karl Beck aus Lahr , 9. Robert Herling
aus Ettlingen , 10 . Karl Kern aus Karlsruhe , 11. Rein -
hold Fischer aus Emmendingen , 12. Jakob Erb aus
Kork, 13 . Karl Herrmann ans Karlsruhe , 14. Joseph
Krumhart aus Karlsruhe zu Hilfsbeamten der Staats¬
anwaltschaft im Sinne des 8 1b3 GVG . für den
Amtsbezirk Karlsruhe bestellt. M .688

Karlsruhe , den 4. Juni ISIS .
Bezirksamt . — Volizeidirektio» . O3157

Ladkckes kandeLikealen .
llieitsg , <ien 13. sun! 1819 (llrtg. 34)
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Am Sonntagnachmittag 2 Uhr findet eine Aufführung
der Operette Hoheit tanzt Walzer " zu Einheits¬
preisen statt (Parkett 1 .80 Mark, Galerie ILO Mark).

Bekanntmachung .
Schlichtungssache der Arbeiterschaft des Lithographie»

«nd SteindruckengewerbeS i» Karlsruhe betr. ,
Der Schlichtungsausschuß Karlsruhe hat am 31 . Mai

ISIS folgenden
Schiedsspruch .

gefällt :
1 . Auf die Löhne der im Lithographie- und Stein¬

druckgewerbe in Karlsruhe beschäftigten Arbeiter istmit Wirkung vom 1. Mai ISIS an ein Teuerungs¬
zuschlag von 30 Prozent zu bezahlen.

2. Den Lehrlingen in diesem Gewerbe ist vom glei¬
chen Zeitpunkte an zu bezahlen:

a) im ersten Lehrjahre wöchentlich 6 M.
d) im zweiten Lehrjahr wöchentlich 10 M.
cj im dritten Lehrjahr wöchentlich 30 M.
ä ) im vierten Lehrjahr wöchentlich 80 M.
3 . Der Antrag der Arbeiterschaft auf weitere Er¬

höhung der Löhne wird abgelehnt.
4 . Durch den zu erwartenden Zentraltarif werden

die Bestimmungen dieses Schiedsspruches ersetzt .
Die Arbeiterschaft hat den Schiedsspruch angenom¬

men , die Arbeitgeber haben ihn abgelehnt.
Der Vorsitzende des SchlichtungsausschuffesKarlsruhe .

D- Schick Oberlandesaerichtsrat .

Die Stelle des Berufsbürgermeisters der Amtsstadt
Bühl (Baden ) ist infolge anderweitiger ; Berufung des
Stellernnhabers neu zu besetzen . G .593.2.1

Für das Amt geeignete Bewerber werden gebeten,
ihre Gesuche unter Angabe des Lebenslaufs und der
Gehaltsanfprüche bis zum 25. Juni d. I . hierher ein¬
zureichen.

Bühl (Baden ) , den 6 . Juni ISIS .
Bürgermeisteramt :

Dr . Bender .

KMW M 08
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Schmuckfachen
aller Art und

Pfandscheine
werden stets angekauft in

Weintraubs
An- und Verkaufsgeschäft
Kronenstr . 8S . Tel . 3747

Für ält . geb. Ehepaar
snche sofort oder später
S W S Z.- WhlNW .
evtl - einige Zimmer mit
kl- Kochgelegenheit , Garten
od . Peranda , sonstsehrbesch .
Ansprüche. Adr- zu erst . u.
Offerten erst. u . G 594 a . d-
Exped. d . Karlsr . Zeitung .

, ktnitlz« SttiMMit.
M .686 .2 .1 Karlsruhe .

Die Ehefrau des Schloß
fers Karl Schröter Emma
geb. Riedinger in Karls¬
ruhe , Steinstraße 29, Pro¬
zeßbevollmächtigter: RAn-
walt Dr . Leopold Weill in
Karlsruhe , klagt gegen
ihren genannten Ehe¬
mann , zuletzt in Karls¬
ruhe , Markgrafenstr . Nr.
6, jetzt unbekannten Auf -
enthalts auf Grund des 8
1565 BGB . mit dem An¬
träge auf Scheidung der
zwischen den Streitteilen
am 26. Februar 1915 in
Karlsruhe geschlossenen

Ehe aus Verschulden deH
Beklagten.

Die Klägerin ladet den
Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechts,
streits vor die 1. Zivilkam¬
mer des Badischen Land¬
gerichts zu Karlsruhe auf
Dienstag , 23. Sept . ISIS ,

vorm . 9 Uhr ,mit der Aufforderung, sich
durch einen bei diesem
Gerichte zugelassenen
Rechtsanwalt als Prozeß¬
bevollmächtigten vertreten
zu lassen.
Karlsruhe , 10. Juni ISIS.

GerichtSschreiberei
des Bad. Landgerichts.

M .6S5. Lörrach . Das
Konkursverfahren über das
Vermögen des Bauunter ,
nehmers Arnadeo Palati -
ni in Lörrach-Stetten ist
heute , nach rechtskräftiger
Bestätigung des Zwangs¬
vergleichs durch Gerichts,
beschluß aufgehoben wor¬
den .

Lörrach , 3. Juni ISIS.
Der Grrichtsschreiber des

Amtsgerichts,

M .685 . Karlsruhe . Wer
den Nachlaß des am 7. Fe¬
bruar 1916 verstorbener
Kaufmanns Karl Joses
Zimmermaun in Karls¬
ruhe wurde heute die Nach¬
latzverwaltung angeordnet .
Karlsruhe , 10. Juni ISIS .
Vad . Notariat 2 — Nach¬

laßgericht —.



Gewinn- rrnd Uerinst Rechnnng
für das Geschäftsjahr now 1. Jannar dis 31. Dezernder 1918.

ü. Einnahme .
1. Bortrag aus dem Vorjahre . . . . . .>. Überträge (Reserven) aus dem Vorjahre :

L> für noch nicht verdiente Prämien :
Feuer -Verficherung .
Einbruch-Diebstahl-Versicherung .
Wasserleitungs -Schäden-Versicherung . . .b) Schadenreserve:
Feuer -Versicherung . . . . .
Einbruch-Diebstahl-Verficherung .
Wafserleitungs -Schäden-Versicherung . . .8. Prämien -Einnahme , abzüglich der Ristorni :
Feuer -Versicherung .
Einbruch-Diebstahl-Versicherung .
Wasserleitungs -Schäden-Versicherung . . .4 . Nebenleistung der Versicherten :

Policegebühren :
Feuer -Verficherung . .
Einbruch-Diebstahl-Versicherung .
Wasserleitungs-Schäden-Versicherung . . .k. Kapitalerträge :

») Zinsen .d) noch nicht gehobene Zinsen .c) Mietserträge .Gewinn aus Kapitalanlagen :
Kursgewinn :

--) realisierter .S) buchmäßiger . .V. Sonstige Einnahmen :
») aus dem gemeinnützigen Fonds zur Verwen-

düng gemäß § 46 der Satzung .b) Kursdifferenz auf fremde Valuten . . . .o) Schilder-Gewinn .4) Gewinn auf verkauften Grundbesitz . . .e) aus dem Dividenden-Ergä nzungs -Fonds . .
Gesamt . Einnahme

8. Ausgabe .
1. Rückversicherungsprämien:

Feuer -Versicherung . .
Einbruch-Diebstahl-Verficherung .
Wafserleitungs -Schäden-Persicherung . . .K. Schäden :

») aus den Vorjahren , einschließlich der fürFeuer -Versicherung . . . . 17 014.75
Einbruch-Diebstahl-Versicherung, 6 709 .79
Wasserleitungs-Schäden-Versich . « 2 070.23

betragenden Schadenermittlungskosten, abzüglichdes Anteils der Rückversicherer :
Feuer -Versicherung:

--- gezahlt . ^» 1261949 .14
S) zurückgestellt . . 2270914 .95

Einbruch-Diebstahl-Versicherung:
. --- gezahlt . ^ » 275129 .77

ö) zurückgestellt . . . . . , 49110 .67

Übertrag .

^» ^ l

78260504

1172002224
1351199—
303542— 1337476324

493486327
41798007
34780 17 538762351 1876238675

2681064157
454960828
715627 16 3207587701

6459425
5097392
4269 25 11983742

134477446
5928781 140406227

155427815021663 90
>

14294cs
— — 1429405

89074430
-

813 40
140000—
700000— 173155770

5504083687

1592973730
197586294
23854239 1814414263

353286409

32424044

385710453 1814414263

Wasserleitungs -Schäden-Verficherung:
--) gezahlt . -4k
») zurückgestellt . .

Übertrag

32 338 .99
976^ 5

d) im Geschäftsjahr , einschließlich der für
Feuer -Verficherung . . . . >» 147 465 .86
Einbruch-Diebstahl-Versich . . „ 84910 .03
Wafferkeitungs-Schäden-Versich. « 20101 .24

betragenden Schadenermittelungskosten, abzüglichdes Anteils der Rückversicherer :
Feuer -Versicherung:

--- gezahlt . ^» 3598578 .54
S) zurückgestellt . „ 1480 842 .72

Einbruch-Diebstahl-Versicherung:
--- gezahlt . ^» 1900 163 .68- ) zurückgestellt . 923119 .20

Wafferleitungs -Schäden-Versicherung:
--) gezahlt . 153 970 40») zurückgestellt . 43 638 .12

3. Überträge (Reserven) auf das nächste Geschäftsjahr :für noch nicht verdiente Prämien , abzüglich desAnteils der Rückversicherer :
Feuer -Versicherung .Einbruch-Diebstahl-Versicherung .
Waflerleitungs -Schäden-Bersicherung . . .4- Abschreibungen auf Immobilien .5- Verlust an Kapitalanlagen :

Kursverlust :
--) an realisierten Wertpapieren . . . . .s) buchmäßiger .8. Berwaltungskosten , abzüglich des Anteils der Rück¬
versicherer :

s) Provisionen und sonstigeBezügeder Agenten pp :
Feuer -Versicherung .Einbruch-Diebstahl-Versicherung .
Wasserleitungs-Schäden-Bersicherung . . .b) sonstige Verwaltungskosten :
Feuer -Versicherung .Einbruch-Diebstahb-Versicherung .
Wasserleitungs -Schäden-Versicherung . . .7. Steuern und öffentliche Abgaben .8- Leistungen zu gemeinnützigen Zwecken, insbesonderefür das Feuerlöschwesen:

») auf gesetzlicher Vorschrift beruhende . . . .b) freiwillige .9. Sonstige Ausgaben :
»> Rücklage für noch nicht gehobene Zinsen . .b- Kursdifferenz auf fremde Valuten . . . .10. Gewinn und dessen Verwendung :
») an den Kapital - Reservefonds und sonstigeSpezialreserven .b) Tantiemen . .c) an die Aktionäre .ch andere Verwendungen :

--) Überweisung an den gemeinnützigen Fondsö) Vortrag auf neue Rechnung .

Gesamt -AuSgabe .

3857104

33315

5079421

2823282

197608

12891315
1923707
361142

1909348
621202
78771

1558216
278073
130865

125679
890744

59287
103582

168475
725542

53

44 3890419

26

88

52

42

8100312

773357

2609322

1967154

99131
1800000

894017

97

66

56

32

62

61

56

^»

18144142

11990732

1517S1S4 43
2000 —

773357

4576476
405519

1016423

162870

2793149

55040836

63

56

94
34

79

39

17
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Bilanz für de« Schluß des Geschäftsjahres 191S.

ü . Aktiva.
>k

8. Passiva .
1. Forderungen an die Aktionäre für noch nicht einge¬zahltes Aktienkapitcck .K. Sonstige Forderungen :

»> Rückstände der Versicherten .d) Ausstände bei General-Agenten bezw - Agenten«4 Guthaben bei Banken .
ch Guthaben bei anderen Versicherungsunter¬nehmungen .«) im folgenden Jahre fällige Zinsen, soweit sieanteilig auf das laufende Jahr treffen . .l) anderweit :

Saldi verschiedener Abrechnungen . . . .6- Kassenbestand .4- Kapitalanlagen :
»- Hypotheken und Grundschuldea . . . . .b) Wertpapiere . . . .c) Darlehen aus Wertpapiere .6) Wechsel .e) Darlehen .L Grundbesitz .6^ Inventar labgeschrieben - . . . .V. Sonstige Aktiva . . .

4755953
5002007

2012824

1609347

21143

8152767
22314616

7302

6300000

11
31

87

80

28> 13401276
105386

90

74

37
31

30474686 64
4459000—

54740349KGesamt-Betrag

1. Aktienkapital . .2. Überträge auf das nächste Jahr , zu a und b nachAbzug des Anteils der Rückversicherer :s) für noch nicht verdiente Prämien :
Feuer -Versicherung .
Einbruch -Diebstahl-Versicherung .Wasserleltungs-Schäden-Versicherung . . .d) f. angemeldete, aber noch nichtbezahlte Schäden :Feuer -Versicherung .Einbruch-Diebstahl-Versicherung . - . . .WasserleitungS-Schäden-Versicherung . . -c) anderweit :
für etwaige Ausfälle und zweifelhafte For¬derungen .3. Hypotheken und Grundschulden, sowie sonstige inGeld zu schätzende Lasten auf den Grund¬
stücken, Nr . 5 der Aktiva .4. Bmckautionen . .5. Sonstige Passiva :

») Guthaben andererVersicherungsunternehmungd) anderweit :
Dividenden-Rückstände.
Beamtenwitwenkaffe .
Pensionskasse der Beamten .
Gemeinnütziger Fonds . . . . . . . .Konto der Verwendungen der Direktion zugemeinnützigen Zwecken .Guthaben von Banken .Saldi verschiedener Abrechnungen . . . .6- Kapital -Reservefonds .7- -Y Rücklage für noch nicht gehobene Zinsen aus 1916

i») Rücklage für ungewisse Forderungen .8- Spezialreserven :
») zur Deckung außergewöhnlicher Bedürfnisse .b) Spar -Reserve-FondS .cj Dividenden-Ergänzungs -FondS .9- Gewinn . .

Gesamt -Betrag . .

S ^»

9000000

1289131542
1923707—
361142— 1517616442

375175767
97222987
4461457 476860211

19944766

50000

593748457

138500
4181343

133071816
44649574

6843765
4052900_
41381528 649268026 12430164

900000
28690628
228074 70

5928781 57426879
21222681548000—

4000000
1500000—
2000000— 7500000

2793149
547M4Ü

53

83

79
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Aachen , den 31 Mai 1919 . « ch88 Der Vorstandr Dorster.
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